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Berichterstatter: Abgeordneter Russe 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 152. Sitzung am 11. Mai 1979 beschlos

-
sene Gesetz über Maßnahmen zur Förderung des deutschen Films (Filmförde

-rungsgesetz — FFG) — Drucksachen 8/2108, 8/2792 — wird nach Maßgabe der in 
der Anlage zusammengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Vermittlungsausschuß 
beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über die Änderungen gemeinsam abzu-
stimmen ist. 

Bonn, den 12. Juni 1979 

Der Vermittlungsausschuß 

Togel (Ennepetal) 

Torsitzender 

Russe 

Berichterstatter 
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Anlage 

Gesetz über Maßnahmen zur Förderung des deutschen Films 
(Filmförderungsgesetz — FFG) 

1. Zu § 2 Abs. 3 

§ 2 Abs. 3 wird gestrichen. 

2. Zu §§ 11, 12 

Die §§ 11 und 12 werden wie folgt gefaßt: 

„§ 11 

Haushalts- und Wirtschaftsführung 

(1) Der Verwaltungsrat stellt jährlich vor Be-
ginn des Haushaltsjahres einen Haushaltsplan 
nach den Grundsätzen einer sparsamen und wirt-
schaftlichen Finanzgebarung fest. Darin sind, 
nach Zweckbestimmung und Ansatz getrennt, 
alle voraussichtlichen Einnahmen und Ausgaben 
der Anstalt im kommenden Haushaltsjahr zu 
veranschlagen. Der Haushaltsplan muß in Ein-
nahmen und Ausgaben ausgeglichen sein. Das 
Vermögen und die Schulden sind in einer An-
lage des Haushaltsplans auszuweisen. Der Haus-
haltsplan bedarf der Genehmigung des Bundes-
ministers für Wirtschaft. Der Vorstand hat dem 
Verwaltungsrat den Entwurf des Haushaltsplans 
rechtzeitig vorzulegen.  

(2) Der Haushaltsplan ist sparsam und wirt-
schaftlich auszuführen. Im Haushaltsplan nicht 
veranschlagte Ausgaben bedürfen der Zustim-
mung des Verwaltungsrates. Die Zustimmung 
darf nur dann erteilt werden, wenn die Anstalt 
zu den Ausgaben unmittelbar kraft Gesetzes ver

-

pflichtet ist oder die Verpflichtung zur Erfüllung 
der gesetzlichen Aufgaben der Anstalt begründet 
worden ist und für die Ausgabe ein unvorherge-
sehenes und unabweisbares Bedürfnis vorliegt. 
Bei Bedarf kann ein Nachtragshaushalt aufge-
stellt werden; Absatz 1 findet entsprechende An-
wendung. Ist bis zum Schluß eines Haushalts-
jahres der Haushaltsplan für das folgende Jahr 
noch nicht festgestellt, so bedürfen Ausgaben 
der Zustimmung des Verwaltungsrates. 

(3) Das Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 12 

Rechnungslegung 

(1) Der Vorstand hat über alle Einnahmen 
und Ausgaben sowie über das Vermögen und 
die Schulden der Anstalt und deren Verände-
rungen im abgelaufenen Haushaltsjahr Rechnung 
zu legen. Die Rechnung ist dem Bundesminister 
für Wirtschaft vorzulegen. 

(2) Die Rechnung wird durch Wirtschaftsprüfer 
oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften  geprüft. 
Die Prüfer werden vom Bundesminister für Wirt-
schaft auf Kosten der Anstalt bestellt. Die Prü-
fung ist nach Richtlinien durchzuführen, die der 
Bundesminister für Wirtschaft erläßt. Der Prü-
fungsbericht ist dem Verwaltungsrat, dem Bun-
desminister für Wirtschaft und dem Bundesrech-
nungshof vorzulegen." 


